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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) Nr. 239/2014 DER KOMMISSION 

vom 12. März 2014 

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse 
geltenden Einfuhrpreise 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates vom 
22. Oktober 2007 über eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte und mit Sondervorschriften für bestimmte land­
wirtschaftliche Erzeugnisse (Verordnung über die einheitliche 
GMO) ( 1 ), 

gestützt auf die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 
der Kommission vom 7. Juni 2011 mit Durchführungsbestim­
mungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates für die 
Sektoren Obst und Gemüse und Verarbeitungserzeugnisse aus 
Obst und Gemüse ( 2 ), insbesondere auf Artikel 136 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen 
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der Kom­
mission festzulegenden, zur Bestimmung der pauschalen 
Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien sind in der 

Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 für die in 
ihrem Anhang XVI Teil A aufgeführten Erzeugnisse und 
Zeiträume festgelegt. 

(2) Gemäß Artikel 136 Absatz 1 der Durchführungsverord­
nung (EU) Nr. 543/2011 wird der pauschale Einfuhrwert 
an jedem Arbeitstag unter Berücksichtigung variabler Ta­
geswerte berechnet. Die vorliegende Verordnung sollte 
daher am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der 
Europäischen Union in Kraft treten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 136 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 
543/2011 genannten pauschalen Einfuhrwerte sind im Anhang 
der vorliegenden Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im 
Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 12. März 2014 

Für die Kommission, 
im Namen des Präsidenten, 

Jerzy PLEWA 
Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche 

Entwicklung
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( 1 ) ABl. L 299 vom 16.11.2007, S. 1. 
( 2 ) ABl. L 157 vom 15.6.2011, S. 1.



ANHANG 

Pauschale Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise 

(EUR/100 kg) 

KN-Code Drittland-Code ( 1 ) Pauschaler Einfuhrwert 

0702 00 00 MA 77,2 
TN 103,3 
TR 104,8 
ZZ 95,1 

0707 00 05 MA 182,1 
TR 152,1 
ZZ 167,1 

0709 91 00 EG 45,1 
ZZ 45,1 

0709 93 10 MA 41,8 
TR 78,3 
ZZ 60,1 

0805 10 20 EG 46,6 
IL 67,5 

MA 50,8 
TN 51,1 
TR 61,0 
ZZ 55,4 

0805 50 10 TR 77,5 
ZZ 77,5 

0808 10 80 CL 110,0 
CN 98,4 
MK 30,8 
US 207,8 
ZZ 111,8 

0808 30 90 AR 102,4 
CL 159,0 
CN 68,3 
TR 158,2 
US 211,0 
ZA 95,8 
ZZ 132,5 

( 1 ) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1833/2006 der Kommission (ABl. L 354 vom 14.12.2006, S. 19). Der Code 
„ZZ“ steht für „Andere Ursprünge“.
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RICHTLINIEN 

RICHTLINIE 2014/39/EU DER KOMMISSION 

vom 12. März 2014 

zur Änderung der Richtlinie 2012/9/EU hinsichtlich des Zeitpunkts ihrer Umsetzung und der Frist 
für den Ablauf der Übergangszeit 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Richtlinie 2001/37/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates vom 5. Juni 2001 zur Angleichung der 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über 
die Herstellung, die Aufmachung und den Verkauf von Tabak­
erzeugnissen ( 1 ), insbesondere auf Artikel 9 Absatz 2, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Mit der Richtlinie 2012/9/EU der Kommission ( 2 ) wird 
Anhang I der Richtlinie 2001/37/EG ersetzt, wobei 
neue ergänzende gesundheitsrelevante Warnhinweise 
zur Verwendung auf Packungen von Tabakerzeugnissen 
gemäß Artikel 5 Absatz 2 Buchstabe b der Richtlinie 
2001/37/EG eingeführt werden. 

(2) In der Richtlinie 2012/9/EU ist der 28. März 2014 als 
Schlussdatum für ihre Umsetzung durch die Mitgliedstaa­
ten und der 28. März 2016 als Datum für den Ablauf 
der Übergangszeit gemäß Artikel 3 der genannten Richt­
linie festgelegt. 

(3) In der Entscheidung 2003/641/EG ( 3 ) sind Regeln für die 
Verwendung von Farbfotografien oder anderen Abbildun­
gen als gesundheitsbezogene Warnhinweise auf Ver­
packungen von Tabakerzeugnissen festgelegt. 

(4) Mit der Entscheidung K(2005) 1452 der Kommission 
vom 26. Mai 2005 wird die Bibliothek ausgewählter 
Quelldokumente mit Farbfotografien und anderen Abbil­
dungen für die einzelnen in Anhang I der Richtlinie 
2001/37/EG genannten ergänzenden Warnhinweise fest­
gelegt. 

(5) Nach der Annahme der Richtlinie 2012/9/EU hat die 
Kommission Studien zur Entwicklung und Erprobung 
neuer Farbfotografien oder anderer Abbildungen für 
jede der zusätzlichen Warnhinweise gemäß dem Anhang 
der Richtlinie 2012/9/EU im Hinblick auf die Ersetzung 

des Anhangs I der Richtlinie 2001/37/EG in Auftrag 
gegeben. Diese Studien sind noch nicht abgeschlossen. 

(6) Mitgliedstaaten, die ergänzende Warnhinweise in Form 
von Farbfotografien oder anderen Abbildungen gemäß 
Artikel 5 Absatz 3 der Richtlinie 2001/37/EG benötigen, 
müssen rechtzeitig Zugang zu den ausgewählten Quell­
dokumenten haben, um die Richtlinie 2012/9/EU umset­
zen zu können. 

(7) Angesichts der Komplexität des Prozesses der Aktualisie­
rung der Bibliothek ausgewählter Quelldokumente und 
der Änderung der Entscheidung K(2005) 1452 besteht 
die Gefahr, dass der Prozess nicht innerhalb eines zeitli­
chen Rahmens abgeschlossen wird, der den Mitgliedstaa­
ten ausreichend Zeit für die Einhaltung der Frist für die 
Umsetzung der Richtlinie 2012/9/EU gewährt. 

(8) Um zu gewährleisten, dass die Mitgliedstaaten ausrei­
chend Zeit dazu haben, ist es angezeigt, die in der Richt­
linie festgelegten Fristen für die Umsetzung der Richtlinie 
2012/9/EU und für den Ablauf der Übergangszeit zu 
verlängern. 

(9) Die in dieser Richtlinie vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des gemäß Artikel 10 Ab­
satz 1 der Richtlinie 2001/37/EG eingesetzten Ausschus­
ses — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Richtlinie 2012/9/EU wird wie folgt geändert: 

1. In Artikel 2 Absatz 1 wird das Datum „28. März 2014“ 
durch das Datum „28. März 2016“ ersetzt. 

2. In Artikel 3 wird das Datum „28. März 2016“ durch 
„28. März 2018“ ersetzt. 

Artikel 2 

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffent­
lichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.
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( 1 ) ABl. L 194 vom 18.7.2001, S. 26. 
( 2 ) Richtlinie 2012/9/EU der Kommission vom 7. März 2012 zur Än­

derung des Anhangs I der Richtlinie 2001/37/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates zur Angleichung der Rechts- und Ver­
waltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Herstellung, die 
Aufmachung und den Verkauf von Tabakerzeugnissen (ABl. L 69 
vom 8.3.2012, S. 15). 

( 3 ) Entscheidung 2003/641/EG der Kommission vom 5. September 
2003 über die Verwendung von Farbfotografien oder anderen Ab­
bildungen als gesundheitsbezogene Warnhinweise auf Verpackungen 
von Tabakerzeugnissen (ABl. L 226 vom 10.9.2003, S. 24).



Artikel 3 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 12. März 2014 

Für die Kommission 
Der Präsident 

José Manuel BARROSO

DE L 73/4 Amtsblatt der Europäischen Union 13.3.2014



BESCHLÜSSE 

DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS DER KOMMISSION 

vom 11. März 2014 

zur Ablehnung der von Deutschland mitgeteilten Zurückweisung von Zulassungen 
bromadiolonhaltiger Biozidprodukte gemäß der Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Parlaments 

und des Rates 

(Bekanntgegeben unter Aktenzeichen C(2014) 1362) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2014/133/EU) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 528/2012 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2012 über die 
Bereitstellung auf dem Markt und die Verwendung von Biozid­
produkten ( 1 ), insbesondere auf Artikel 36 Absatz 3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Anhang I der Richtlinie 98/8/EG des Europäischen Par­
laments und des Rates ( 2 ) enthält die Liste der Wirkstoffe, 
die auf EU-Ebene zur Verwendung in Biozidprodukten 
genehmigt wurden. Mit der Richtlinie 2009/92/EG der 
Kommission ( 3 ) wurde der Wirkstoff Bromadiolon zur 
Verwendung in Produkten der in Anhang V der Richtlinie 
98/8/EG definierten Produktart 14, Rodentizide, in die 
Liste aufgenommen. 

(2) Die Firmen Pelgar International Limited und Unichem d.o.o. 
(„die Antragsteller“) haben beim Vereinigten Königreich 
gemäß Artikel 8 der Richtlinie 98/8/EG die Zulassung 
von bromadiolonhaltigen Biozidprodukten als Wachs­
blockköder („die strittigen Produkte“) beantragt. Das Ver­
einigte Königreich hat vor dem 1. September 2013 die 
strittigen Produkte für eine Reihe von Verwendungen 
einschließlich der berufsmäßigen Anwendung in und 
um Gebäude und in Kanalisationen zugelassen. Die strit­
tigen Produkte wurden anschließend im Rahmen des Ver­
fahrens der gegenseitigen Anerkennung in einer Reihe 
von Mitgliedstaaten zugelassen. 

(3) Bei der für Biozidprodukte zuständigen deutschen Be­
hörde gingen für die strittigen Produkte Anträge auf ge­
genseitige Anerkennung der Zulassungen gemäß Artikel 4 
Absatz 1 der Richtlinie 98/8/EG ein. 

(4) Deutschland hat der Kommission, den anderen Mitglied­
staaten und den Antragstellern mitgeteilt, dass es be­
absichtigt, die Zulassungen gemäß Artikel 4 Absatz 4 
der Richtlinie 98/8/EG zurückzuweisen, da die strittigen 
Produkte nach Ansicht Deutschlands die Anforderungen 
von Artikel 5 Absatz 1 der Richtlinie 98/8/EG in Bezug 
auf die Auswirkungen für die menschliche Gesundheit 
nicht erfüllen. 

(5) Diesen Mitteilungen zufolge stimmt Deutschland dem 
Wert, den das Vereinigte Königreich bei der Bewertung 
für die dermale Absorption verwendet hat (0,04 %), nicht 
zu. Deutschland hält diesen Wert gemäß den OECD-Nor­
men für die Prüfung auf dermale Absorption mittels In- 
vitro-Verfahren ( 4 ) für ungeeignet und hat darauf hinge­
wiesen, dass die Prüfung auf der Grundlage eines mit 
diesen Normen im Einklang stehenden konservativeren 
Werts von 0,36 % für berufsmäßige Verwender eine un­
annehmbare dermale Exposition gegenüber Bromadiolon 
ergibt. 

(6) Für jede Mitteilung hat die Kommission die anderen Mit­
gliedstaaten und die Antragsteller gebeten, gemäß Arti­
kel 27 Absatz 1 der Richtlinie 98/8/EG innerhalb von 90 
Tagen schriftlich Anmerkungen zu übermitteln. Innerhalb 
dieser Frist haben das Vereinigte Königreich, Belgien, 
Deutschland und einer der Antragsteller Anmerkungen 
übermittelt. Die Mitteilung wurde auf der Sitzung der 
Arbeitsgruppe zur Erleichterung der Produktzulassung 
und gegenseitigen Anerkennung vom 14. Mai 2013 
auch von Vertretern der Kommission und Vertretern 
der für Biozidprodukte zuständigen Behörden der Mit­
gliedstaaten diskutiert.
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( 1 ) ABl. L 167 vom 27.6.2012, S. 1. 
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16. Februar 1998 über das Inverkehrbringen von Biozid-Produkten 
(ABl. L 123 vom 24.4.1998, S. 1). 
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( 4 ) Siehe OECD Guideline for the testing of chemicals 428 on skin absorp­
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(7) Aus den oben genannten Diskussionen und Anmerkun­
gen geht hervor, dass das Vereinigte Königreich die der­
male Absorption in einer Weise bewertet hat, die mit 
dem neuesten festgelegten EU-Leitfaden ( 1 ) im Einklang 
steht, wonach die Möglichkeit der Übertragung bestehen­
der Daten aus der Genehmigung des Wirkstoffs zulässig 
ist. 

(8) Zum Ersten hat das Vereinigte Königreich für die dermale 
Absorption einen Wert aus einer im Rahmen der EU- 
Genehmigung des Wirkstoffs Bromadiolon als verlässlich 
betrachteten Studie verwendet, und die Antragsteller ver­
fügten wie vorgeschrieben über eine Zugangsbescheini­
gung des Dateneigners. Zum Zweiten wurde die Studie 
über die dermale Absorption, aus der dieser Wert stamm­
te, wie im obengenannten Leitfaden empfohlen mit einer 
Köderformulierung durchgeführt, die derjenigen der strit­
tigen Produkte ähnelt. 

(9) Schließlich hat das Vereinigte Königreich bei der Bewer­
tung des Produkts das Urteil von Sachverständigen einge­
holt, die bestätigten, dass die spezifischen Bedingungen 
der Studie, aus der der Wert für die dermale Absorption 
stammt, den tatsächlichen Expositionsbedingungen für 
berufsmäßige Verwender, die die Wachsblöcke in Köder­
stationen auslegen, stark ähnelten. Dieses Vorgehen steht 
im Einklang mit dem obengenannten Leitfaden und den 
Gemeinsamen Grundsätzen für die Bewertung von Un­
terlagen für Biozidprodukte gemäß Nummer 12 des An­
hangs VI der Verordnung (EU) Nr. 528/2012. 

(10) In Anbetracht dieser Argumente schließt sich die Kom­
mission den Schlussfolgerungen aus der Prüfung an, die 
vom Vereinigten Königreich und von den anderen Mit­
gliedstaaten, die die strittigen Produkte im Rahmen des 
Verfahrens der gegenseitigen Anerkennung zugelassen 
haben, durchgeführt wurde, wonach diese Produkte, 
wie in Artikel 5 Absatz 1 der Richtlinie 98/8/EG vor­
geschrieben, keine unannehmbaren Wirkungen auf die 

menschliche Gesundheit haben. Die Kommission ist da­
her der Auffassung, dass der Antrag Deutschlands auf 
Zurückweisung der Zulassungen angesichts der Fakten­
lage nicht gerechtfertigt ist. 

(11) Die Verordnung (EU) Nr. 528/2012 findet auf die strit­
tigen Produkte nach Maßgabe von Artikel 92 Absatz 2 
der genannten Verordnung Anwendung. Da die Rechts­
grundlage für diesen Beschluss Artikel 36 Absatz 3 der 
genannten Verordnung ist, sollte dieser Beschluss gemäß 
Artikel 36 Absatz 4 der Verordnung an alle Mitgliedstaa­
ten gerichtet sein. 

(12) Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen ent­
sprechen der Stellungnahme des Ständigen Ausschusses 
für Biozidprodukte — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Der Vorschlag Deutschlands, die vom Vereinigten Königreich 
gewährten Zulassungen für die im Anhang genannten Produkte 
zurückzuweisen, wird abgelehnt. 

Artikel 2 

Dieser Beschluss ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet. 

Brüssel, den 11. März 2014 

Für die Kommission 

Janez POTOČNIK 
Mitglied der Kommission
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( 1 ) Siehe CA-July13-Doc.6.2.b — Final on Approach to dermal absorption 
assessment for biocidal products authorisation, abrufbar auf der Website 
https://circabc.europa.eu/w/browse/884abd60-d8f9-48ad-8600- 
cd0bd5485cec

https://circabc.europa.eu/w/browse/884abd60-d8f9-48ad-8600-cd0bd5485cec
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ANHANG 

Produkte, für die der Vorschlag Deutschlands, die vom Vereinigten Königreich erteilten Zulassungen zurückzuweisen, abgelehnt wird: 

Produktbezeichnung 
Bezugsnummer des Antrags im Register 

für Biozidprodukte im Vereinigten 
Königreich 

Bezugsnummer des Antrags im Register 
für Biozidprodukte in Deutschland Antragsteller Datum der Mitteilung 

Andere Mitgliedstaaten, in denen die 
strittigen Produkte im Rahmen des 

Verfahrens der gegenseitigen 
Anerkennung zugelassen wurden 

Rodex Oktablok 2011/2309/7794/UK/AA/8845 2011/2309/7794/DE/MA/20435 Pelgar International Limited 8. April 2013 Litauen, Zypern, Dänemark und 
Belgien 

Ratimor Wax Blocks 2012/2249/12006/UK/AA/19026 2012/2249/12006/DE/MA/31827 Unichem d.o.o. 19. April 2013 Estland, Polen, Malta, Lettland und 
Schweden.
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